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jea Kreuztal. Gut, dass es zahlreiche
Männer und Frauen gibt, die sich sozial
und ehrenamtlich engagieren: Machen
sie doch das menschliche Miteinander
liebens- und lebenswerter. Eine von die-
sen Frauen ist Ursula Phillip aus Kreuz-
tal. Seit 2015 hat sie – zunächst vor ihrem
Wohnhaus und seit 2016 jeden ersten
Samstag im Monat vormittags im Foyer

des Rewe-Marktes Kreuztal – Waffeln
zugunsten der Autismus-Wohnanlage in
Unglinghausen gebacken und die Zuta-
ten selbst gespendet. Jetzt überreichte sie
den Erlös ihres sozialen Einsatzes in
Höhe von 3000 Euro, darin enthalten 100
Euro des Frühstückstreffs des Frauen-
kreises im Dietrich-Bonhoeffer-Haus
(DBH), an den Geschäftsführer der Au-
tismus-Wohnanlage, Manfred Oerter,
der sich herzlich für die großzügige Un-
terstützung bedankte.

Wie aber kam Ursula Phillip auf die
Idee, sich für den gemeinnützigen Verein
Autismus Siegen und die Autismus-
Wohnanlage Unglinghausen zu engagie-
ren? Seinerzeit hielt die Vorsitzende des
Vereins, Heidemarie Oerter, beim Frau-
enkreis des DBH einen Vortrag über Au-
tismus und die Wohnanlage. Das war der
Funke, der auf Ursula Phillip übersprang
und sie fortan veranlasste, sich mit einer
kontinuierlichen Waffelbackaktion für
den Verein einzusetzen.

„Das werde ich auch so weiter machen,
soweit es meine Gesundheit erlaubt“,
fügte sie im SZ-Gespräch hinzu.

Ursula Phillip übergab die Spende am
Samstag an Manfred Oerter. Foto: jea

Digitales Klassenzimmer
dank Spenden perfekt

Realschule: Freude über 9600 Euro von Förderverein und Volksbank

gebe es aber auch
zusätzliche Wün-
sche, für die dann
der Förderverein
und die Volksbank
mit ihrem Engage-
ment dankenswer-
ter Weise einsprin-
gen würden, lobte
sie.

Konkret ging es
dieses Mal um die
Übergabe von 20
Mikroskopen für
den Biologieunter-
richt, gespendet
vom Förderverein
im Wert von rund
4800 Euro, und ei-
nen Tabletwagen
mit zehn Tablets,
einem Beamer und

Der Förderverein der Ernst-Moritz-Arndt-Realschule Kreuztal
und die Volksbank Siegerland machten durch ihre Spenden die
Schülerinnen und Schüler der Realschule für die Medien-
Zukunft fit. Foto: jea

„Bärendienst erwiesen“
Hilchenbacher Grüne lehnen Bundesverkehrswegeplan ab

sz Hilchenbach. „Der Spuk um die sog.
Route 57 geht in die nächste Runde. CDU
und SPD vertreten nicht, sondern verlet-
zen die Interessen der Region.“ Mit die-
ser Aussage kommentieren die Hilchen-
bacher Grünen die Entscheidung, die
Umgehungsstraßenkette in den vor-
dringlichen Bedarf des Bundesverkehrs-
wegeplans (BVWP) einzustufen. Es han-
dele sich um „Straßenbaupolitik der
60er-Jahre“, meinen die Grünen. „Dob-
rindts ,Wunschliste’ setzt auf Beton statt
auf Nachhaltigkeit und Umweltschutz. Er
entscheidet vorbei an den Mobilitätsbe-
dürfnissen der Menschen im Land und
setzt stattdessen auf unsinnige Prestige-
projekte auf Kosten von Mensch, Natur
und Umwelt.“

Der Bundesverkehrswegeplan und die
darauf basierenden Ausbaugesetze
(Straße, Schiene, Wasserstraße) seien
nicht zukunftstauglich. „Weder sind alle
Projekte bis 2030 zu finanzieren, noch
trägt der Plan zur Begrenzung der Inan-
spruchnahme von Fläche, Natur und
Landschaft bei.“

Eine Netzplanung über alle Verkehrs-
träger fehle. Verlagerung auf die umwelt-
freundliche Schiene und Wasserstraße
spiele im Plan keine Rolle. „Eine ergeb-
nisoffene Prüfung von Alternativen hat
nicht stattgefunden, und aus der Öffent-
lichkeitsbeteiligung zu den Umweltaus-

wirkungen wurden keine Konsequenzen
gezogen.“

Die Grünen möchten „die Wünsch-
dir-was-Liste namens Bundesverkehrs-
wegeplan endlich aussortieren und leh-
nen ihn im Grundsatz ab“. Was gebraucht
werde, sei ein ehrlicher und nachhaltiger
Plan, der sich an den Bedürfnissen zu-
künftiger Mobilität orientiert und ambi-
tionierten Klimaschutz von Anfang an
mitdenke. „Das bedeutet auch, be-
stehende Verkehrswege zu optimieren,
statt immer neue zu bauen. Daher wollen
wir den BVWP zu einem Bundesnetzplan
weiterentwickeln.“

Wer glaube, den Bedürfnissen der
Menschen und Unternehmen in der Re-
gion mit diesem Wunschzettel einen
Dienst zu erweisen, irre. „In Wahrheit
leistet die Verkehrsplanung von CDU
und SPD der Region einen Bärendienst,
der zu weiterem Stillstand bei der Lösung
der auch von uns gesehenen Verkehrs-
problematik insbesondere im Güterver-
kehr führt“, so die Grünen weiter.

„Wir bedauern, dass es bisher nicht zu
der von uns wiederholt geforderten re-
gionalen Verkehrskonferenz gekommen
ist, die finanzierbare und zügig umsetz-
bare Maßnahmen verabreden könnte,
anstatt immer wieder nur auf den ver-
kehrspolitischen Weihnachtsmann zu
setzen.“

ben worden seien und wie sich Abwei-
chungen von vorherigen Gutachten ergä-
ben: „Es werden zudem Schlussfolgerun-
gen gezogen, die nicht nachvollziehbar
sind.“ Eigentlich handele Kreuztal seinem
eigenen Einzelhandelsgutachten zuwider.

Eine Frage, an der sich die Geister
scheiden, ist jene des Bestandschutzes.
Kreuztal vertritt den Standpunkt, dass er
nicht mit dem Abriss – dessen erklärtes
Ziel ein modernisierter Neubau für eine
zeitgemäße Nutzung samt geringfügiger
Erweiterung sei – erlischt. Auch Arnsberg
meint, der Begriff des „baurechtlichen Be-
stands“ werde nicht „im bauordnungs-
rechtlichen Sinne“ genutzt. Es sei nicht
von Bedeutung, ob die vorhandenen Bau-
körper genutzt würden „oder ob eine teil-
weise oder vollständige Neuerrichtung des
Objekts erfolgt“.

Die IHK jedoch beruft sich auf das Bau-
gesetzbuch, wonach ein Gebäude im Um-
fang seines vorhandenen baulichen Be-
stands und in seiner Funktion geschützt
sei. Mit der Beseitigung des Gebäudes er-
lösche folglich der Schutz. Dass laut Stadt
eine Begrenzung der nahversorgungsrele-
vanten Sortimente auf den baurechtlichen
Bestand nicht möglich sei, da dieser in den
alten Genehmigungen nicht definiert wor-
den sei – so schreibt es die Bezirksregie-
rung – stößt an der Koblenzer Straße auf
Verwunderung – bzw. Interesse, diese
Baugenehmigungen in Augenschein zu
nehmen. Die Kammer habe ihre Stellung-
nahmen „nach Recht und Gesetz“ verfasst,
betonte Klaus Gräbener abschließend –
und fügte mit Blick auf die Wortwahl von
Kreuztals Stadtbaurat Eberhard Vogel im
Infrastrukturausschuss hinzu: „Wir wür-
den uns nicht an die Staatskanzlei wenden,
wenn sie abstrus wären...“

Die Stadt Hilchenbach prüft derweil, ob
es juristische Möglichkeiten gibt, gegen die
Kreuztaler Pläne bzw. den Bescheid vor-
zugehen. Offen sei dabei aber auch, so Rat-
haussprecher Hans-Jürgen Klein auf SZ-
Anfrage, ob dieser Weg dann gegebenen-
falls auch tatsächlich beschritten werde.

trums mit nahversorgungsrelevanten Sor-
timenten geschaffen werden“.

Arnsberg halte dies für zulässig; die
Begründung dieses Standpunkts halten
die IHK-Geschäftsführer für nicht plausi-
bel. Auch die „Steigerung der Attraktivi-
tät“, die mit dem Neubau einhergehe, so
die IHK, werde von der Bezirksregierung
nicht gesehen.

Die Kammer sehe keine Rechtsgrund-
lage für die Neuplanung; auch besagte
Ausnahmeklausel (Zitat aus dem LEP:
„Ausnahmsweise kommen auch geringfü-
gige Erweiterungen in Betracht, wenn da-
durch keine wesentliche Beeinträchti-
gung zentraler Versorgungsbereiche von
Gemeinden erfolgt.“) gewährleiste „nicht
mehr als den baurechtlichen Bestands-
schutz“. Und damit seien sowohl der Bau
neuer Verkaufsflächen als auch räum-
liche Umstrukturierungen hinfällig, so
Gräbener. Die „Errichtung eines neuen
Einkaufszentrums“ rechtfertige diese
Klausel nicht.

Die von diesem Standpunkt abwei-
chende Stellungnahme der Bezirksregie-
rung sei „nach unserer Rechtsauffassung
nicht vertretbar“, heißt es auch in dem
Schreiben an die Landesregierung weiter:
„Eine sachlich richtige Handhabung er-
scheint uns aber mit Blick auf künftige
Vorhaben notwendig.“ Sonst, so befürchtet
die IHK, könnte dies als Präzedenzfall
weitergehende Folgen haben. Denn, so
Gräbener in seinem Schreiben: „Andern-
falls würden die landesplanerischen Ziele
[nämlich die Stärkung der Innenstädte
durch großflächigen Einzelhandel, d. Red.]
durch Vorhaben an nicht integrierten
Standorten konterkariert“. Kreuztal, so
König gen. Kersting, „stärkt woanders“
und gefährde damit – nahe der Stadtgrenze
– nach erster Einschätzung den zentralen
Versorgungsbereich Hilchenbachs. Es
fehle insgesamt eine Auswirkungsanalyse.
Verwirrend seien zudem die Gutachten,
auf die Kreuztal sich beziehe: Es er-
schließe sich nicht, wann wie Zahlen erho-

Welche Form der Modernisierung ist rechtens? Die IHK Siegen hat nun die NRW-Staats-
kanzlei eingeschaltet und bittet um Prüfung. Foto: Anja Bieler-Barth


